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Zusammenfassung
Gesellschaft liche Herausforderungen im Kontext von Rechtsextremismus und auto-
ritären Einstellungen auch unter Jugendlichen haben der politischen Bildung und 
Demokratiebildung verstärkte bildungspolitische Aufmerksamkeit zukommen lassen. Im 
Rahmen einer bundesweiten Studie wurden Input und Outcome dieses Feldes an ver-
schiedenen Schulformen und Klassenstufen untersucht. Die Ergebnisse weisen auf einen 
ungleichen Zugang entlang der Schulformen hin. Vor diesem Hintergrund lassen sich 
zentrale Handlungsempfehlungen formulieren.
Schlüsselwörter: politische Bildung, Demokratiebildung, Politikunterricht, soziale Un-
gleich heiten, politische Kompetenz

Unequal Access to Political Education: 
“(S)He Th at Has Plenty of Goods Shall Have More”
Results of a Nationwide Study on Political and Civic Education at Schools

Abstract
Challenges to society posed and shaped by the context of right-wing extremism and 
a spreading illiberal outlook, increasingly so amongst the younger generations, have 
prompted a renewed political focus on political and civic education in particular. A re-
cent nationwide study evaluates the eff ects of both in- and output of these particular ed-
ucational fi elds across various types of school and age groups. Th e study results suggest a 
notably unequal access across the various school types. Th is provides a suitable basis for 
solid recommendations for action.
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1 Einleitung

Politische Bildung ist ein zentraler Auft rag der Institution Schule. In etlichen 
Landesverfassungen ist dieser Auft rag verankert, nicht zuletzt weil politische Bildung 
als ein zentrales Element zur Realisierung der Integrationsfunktion von Schule gilt 
(vgl. Hahn-Laudenberg & Achour, 2020). Seit 1945 ist mit ihr der Appell verbunden: 
„Nie wieder Auschwitz“. 75 Jahre später ist dieser Appell gegen jegliche Ideologien 
der Ungleichwertigkeit, auf sie zurückgehende Gewalt und Mord immer noch aktu-
ell, wie u. a. die Anschläge in Hanau und Halle a. d. Saale oder die Landtagswahl in 
Th üringen gezeigt haben.

Die Zunahme von menschenfeindlichen und autoritären Einstellungsmustern 
(Decker & Brähler, 2018; Zick, Küpper & Berghan, 2019; Schneekloth & Albert, 
2019), Wahlerfolge der AfD oder zunehmende „Rekrutierungsstrategien“ von rech-
ten oder sich als salafi stisch bezeichnenden Gruppen im digitalen Raum (Quent, 
2018) sind Anlass für eine bildungspolitische Aufmerksamkeit, welche die politische 
Bildung in den letzten zwanzig Jahren in dieser Form nicht erfahren hat. Die gesell-
schaft liche Sensibilität hat deutlich zugenommen, dass die nachhaltige Stabilität ei-
ner off enen Gesellschaft  auch von der Demokratiefähigkeit und Politikkompetenz der 
zukünft igen Generation abhängt. Die Schule ist dabei die Institution, die über politi-
sche Bildungsprozesse einen großen Teil erreichen und auf die politische Rolle in der 
Demokratie vorbereiten kann – prinzipiell unabhängig vom sozialen, kulturellen und 
ökonomischen Status des Elternhauses.

Dies ist für die Angebote schulischer politischer Bildung entscheidend, da die Parti zi-
pationsforschung u. a. Bildung als zentrale Einfl usskategorie für demokratieaffi  ne po-
litische Einstellungen und Teilhabe identifi ziert (Bödeker, 2012; Schäfer, 2015) bzw. 
politische Bildung als Instrument gegen (Rechts-)Populismus (Vehrkamp & Merkel, 
2018) und als Schlüssel für politische Teilhabe gilt (Gaiser, Hanke & Ott, 2016). Um 
in Erfahrung zu bringen, wie es um dieses Instrument der politischen Bildung an 
Schulen in Deutschland bestellt ist, wurde eine nahezu bundesweite Befragung von 
Schüler*innen (gefördert von der Friedrich-Ebert-Stift ung) durchgeführt.

2 Zielsetzung und theoretische Rahmung der Studie 

Vor dem Hintergrund der oben skizzierten gesellschaft lichen Entwicklungslinien 
sieht sich die politische Bildung mehr denn je mit dem Anspruch konfrontiert, 
durch schulische und außerschulische Angebote die Teilhabe an und Anerkennung 
von Demokratie sowie den gesellschaft lichen Zusammenhalt zu fördern. Während 
der Bund seit einigen Jahren die außerschulische politische Bildung mit breit an-
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gelegten Programmen wie beispielweise „Demokratie Leben“1 unterstützt, reagier-
ten die Bundesländer – z. B. Berlin, Rheinland-Pfalz und Sachsen – deutlich zeit-
versetzt, um die dort häufi g prekäre Stellung der schulischen politischen Bildung zu 
optimieren. Insbesondere in der Sekundarstufe I fi ndet diese dort häufi g mit weniger 
als einer Wochenstunde, z. B. integriert mit einem anderen Fach wie Wirtschaft  oder 
Geschichte, statt (vgl. Gökbudak & Hedtke, 2019).2 Andere Länder wie Th üringen 
und Bayern legitimieren eine ausbleibende Stärkung des Politikunterrichts mit dem 
Hinweis, dass es sich dabei um eine fachübergreifende Aufgabe der Schule hande-
le (Lange, 2018). Fehlende Stundenkontingente, Notengebung und Lehrpläne ver-
deutlichen allerdings zugleich den „Zufallscharakter“, mit dem politische Bildung 
dann stattfi ndet. Denn Politikunterricht und politische Bildung als Unterrichts- so-
wie Schulprinzip verhalten sich als ganzheitlicher Ansatz im Idealfall komplementär 
(Henkenborg, 2014); sie können einander nicht ersetzen.

Als fachübergreifendes Prinzip werden sowohl politische Fragestellungen, wie z. B. 
zur Gentechnik (Biologie) oder Atomkraft  (Physik), als auch eine demokratische 
Unterrichtskultur zwischen Lernenden und Lehrenden realisiert. Durch Be teili-
gungsmöglichkeiten wie Schulversammlungen, Schulparlamente, Projekttage etc. er-
möglicht politische Bildung konkrete Handlungserfahrungen und kann eine demo-
kratische Schulkultur fördern (vgl. Achour & Meyer-Heidemann, 2020). Deren 
Be deutung für das „Lernen von Demokratie“ wurde seit den 2000er-Jahren von der 
Demo kratiepädagogik herausgestellt (vgl. Edelstein, Frank & Sliwka, 2009). Seit eini-
ger Zeit werden Formate, die sich auf die Entwicklung demokratischer Unterrichts- 
und Schul kultur, aber auch affi  ne Ansätze wie Menschenrechts-/Friedens-, anti-
 ras sis tische Bildung, Globales/„Interkulturelles“ Lernen, Diversity Education, „Ge walt-
 prävention“ beziehen, unter dem Begriff  der Demokratiebildung subsumiert. So ver-
weist die Kultusministerkonferenz auf ihrer Homepage unter diesem Begriff  auf ihre 
im Jahr 2018 aktualisierte Empfehlung zur Demokratieerziehung (KMK, 2018). Diese 
Begriff sentwicklung ist v. a. bildungspolitisch vonstattengegangen; wissenschaft lich 
hingegen ist sie kaum aufgegriff en worden (Achour & Meyer-Heidemann, 2020).3 
Dies lässt sich dahingehend interpretieren, dass der bis dato gebräuchliche Begriff  
der Demo kratieerziehung, welcher eher auf die Stabilität des Systems Demokratie 

1 Vgl. https://www.demokratie-leben.de/; Zugriff  am 25.02.2020. Kritisch gesehen werden auf-
grund des Projektcharakters hier allerdings die fehlende(n) Regelstrukturen und Nachhaltig-
keit.

2 In der gymnasialen Oberstufe ist die politische Bildung in Form von Grund- und Leistungs-
kursen in vielen Bundesländern verhältnismäßig gut aufgestellt; anders verhält es sich an 
den berufl ichen Schulen.

3 Vgl. neben den Vorgaben der KMK (2018) den Leitfaden Demokratiebildung für Baden-
Württem berg 2019 (verfügbar unter: https://km-bw.de/site/pbs-bw-new/get/documents/
KULTUS.Dachmandant/KULTUS/KM-Homepage/Publikationen%202019/2019_Leitfa 
den%20Demokratiebildung.pdf) sowie Demokratiebildung als übergreifendes Th ema der 
Rahmenlehrpläne Berlin/Brandenburg (verfügbar unter: https://bildungsserver.berlin-brand 
enburg.de/fi leadmin/bbb/unterricht/rahmenlehrplaene/Rahmenlehrplanprojekt/amtliche_
Fassung/Teil_B_2015_11_10_WEB.pdf).
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fokussiert, zunehmend durch den der Demokratiebildung ersetzt wird. Diesem un-
terliegt ein subjektorientiertes Verständnis von Lehr-Lern-Prozessen, deren Ziel die 
Mündigkeit des Individuums ist (Massing, 2020).

Das insgesamt gesehen letztlich geringe bildungspolitische Interesse in den letzten 
zwanzig Jahren und zwar an allen gesellschaft swissenschaft lichen Fächern zeigt sich 
auch an einem fehlenden Bildungsmonitoring (z. B. im Rahmen von PISA, ICCS) 
und insgesamt einer geringen Berücksichtigung in der empirischen Forschung. Der 
Fokus einiger existierender Untersuchungen zur politischen Bildung an Schulen 
richtet sich v. a. auf Teilaspekte wie das bestehende schulische Angebot mit Blick 
auf die Stundentafeln (Gökbudak & Hedtke, 2019; Lange, 2018), die politische 
Kompetenz bzw. das „Mindset“ von Schüler*innen am Beispiel Nordrhein-Westfalens 
(Abs & Hahn-Laudenberg, 2017) oder den lehrkräft ebezogenen Einfl uss auf die 
Demokratiebildung an Schulen (Schneider & Gerold, 2018). Darüber hinaus exis-
tieren Jugendstudien mit Blick auf politische Einstellungen wie Interesse, Vertrauen 
in Demokratie, Institutionen, Grundrechte sowie Partizipation(sbereitschaft ) (Abs 
& Hahn-Laudenberg, 2017; Albert et al., 2019; Gaiser et al., 2016; Lange & Onken, 
2013). Forschungsarbeiten, die sowohl das bestehende schulische Angebot als auch 
politische Kompetenz und Einstellungen annähernd bundesweit gleichermaßen in 
den Blick nehmen, gibt es bislang nicht. An dieser Leerstelle setzt die Untersuchung 
„Wer hat, dem wird gegeben: Politische Bildung“ an, die im Wesentlichen die 
Beantwortung der folgenden drei Leitfragen zum Gegenstand hat:
1) Welche Angebote der politischen Bildung und Demokratiebildung existieren an 

den Schulen ab der Jahrgangsstufe 9 bis in die Oberstufe?
2) Über welche Politikkompetenz und Selbstwirksamkeit, Haltungen und Ein-

stellungen verfügen die Lernenden?
3) Handlungsempfehlungen: Welche Rückschlüsse können aus den Ergebnissen für 

die Angebote der politischen Bildung und Demokratiebildung in der Institution 
Schule gezogen und welche Handlungsempfehlungen können demzufolge formu-
liert werden?

Die Studie untersucht damit sowohl die Input-Ebene (Frage 1) der politischen 
Bildung an Schulen als auch die Outcome-Ebene (Frage 2) und entwickelt darauf 
aufb auend Handlungsempfehlungen.4 Die Input-Dimension bezieht sich vor dem 
Hintergrund eines ganzheitlichen Ansatzes schulischer politischer Bildung auf die 
drei Ebenen Politikunterricht, Unterrichts- sowie Schulprinzip. Die Lernenden wur-
den nach dem Umfang (Stunden pro Woche, eigenständiges oder Integrationsfach) 
und der Gestaltung des Politikunterrichts hinsichtlich der Anwendung didaktischer 
Prinzipien und handlungsorientierter Methoden befragt. Darüber hinaus sollten sie 
einschätzen, welche domänenspezifi schen Fähigkeiten im Unterricht gefördert wer-
den (Detjen, Massing, Richter & Weißeno, 2012). Zur Erfassung der Unterrichts- 

4 Für eine ausführliche Erläuterung der untersuchten Konstrukte siehe Achour & Wagner 
(2019), S.  28 ff .
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und Schulkultur wurde z. B. nach Kommunikationsstrukturen, außerschulischen 
Kooperationen sowie Formaten von Demokratiebildung gefragt (Diedrich, 2008; 
Schneider & Gerold, 2018).

Aufb auend auf bisherigen Forschungsergebnissen erfolgte zur Untersuchung des 
Outcomes die Erhebung der politischen Selbstwirksamkeit der Lernenden. Darüber 
hinaus wurden Haltungen und Einstellungen erhoben, die von der Forschung als 
relevant für den Erwerb „politischer Kompetenz“ gesehen werden (vgl. Detjen 
et al., 2012; Jasper, Ziemes & Abs, 2017). Hierzu gehören folgende Aspekte: po-
litisches Interesse, Vertrauen in die Demokratie sowie in deren Institutionen, 
Organisationen und Akteure, Partizipation(sbereitschaft ), demokratische Grundwerte 
und Einstellungen zu sozialen Gruppen (hier: Menschen mit Migrationsbezügen, 
Menschen muslimischen und jüdischen Glaubens).

Diese Aspekte wurden entlang der Schulformen Gymnasium, nichtgymnasia-
le Schulformen und berufl iche Schulen erhoben. An diesen unterscheidet sich die 
Schülerschaft  deutlich hinsichtlich des sozialen und kulturellen Kapitals (s. u.). Vor 
dem Hintergrund, dass das deutsche Bildungssystem trotz Reformbemühungen 
durch soziale Ungleichheiten insbesondere in Bezug auf die sozialen und kulturel-
len Kapitalien der Schüler*innen gekennzeichnet ist (aktuell zusammenfassend z. B. 
Kolleck, 2020), richtet sich der Fokus der Untersuchung auf folgende Fragen: Bildet 
sich die soziale Ungleichheit auch im Feld der politischen Bildung ab? Verfügen die 
Schüler*innen je nach besuchter Schulform über unterschiedliche Zugangschancen zu 
Angeboten der politischen Bildung? Schlägt sich dies in ausgewählten Facetten der 
politischen Kompetenz, wie (politischen) Einstellungen und Selbstwirksamkeit, nie-
der?

3 Methodisches Vorgehen

Um Aussagen zu den oben genannten Leitfragen zu erhalten, erfolgte eine schrift li-
che Befragung von Schüler*innen ab der 9. Jahrgangsstufe verschiedener Schulformen 
in 15 Bundesländern.5 Im Rahmen der Studie konnten somit Auskünft e über das 
Angebot politischer Bildung verschiedenster Schulformen und ausgewählte Aspekte 
der politischen Kompetenz von Lernenden unterschiedlicher Jahrgangsstufen erho-
ben werden. Die Befragung wurde mit Hilfe der beteiligten Lehrkräft e im Unterricht 
durchgeführt, und die ausgefüllten Fragebögen wurden anschließend wieder an die 
Autorinnen zurückgeschickt. Im Vorfeld der Erhebung erfolgte die Einholung der 
Genehmigungen durch die verantwortlichen Ministerien in allen Bundesländern so-
wie der Einverständniserklärungen der Eltern der zu Befragenden.

5 In Bayern wurde keine Genehmigung erteilt, so dass hier keine Befragung stattfi nden konn-
te.
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Die Ansprache der Schüler*innen erfolgte über deren Lehrkräft e, die wieder-
um im Rahmen der vorhandenen Netzwerke der Landesbüros der Friedrich-Ebert-
Stift ung und des Arbeitsbereiches Politikdidaktik der Freien Universität Berlin 
um Mitwirkung gebeten wurden. Es handelt sich somit um keine repräsentati-
ve Stichprobe, die Aussagen zur politischen Bildung von Schüler*innen bundesweit 
bereitstellt, sondern um eine für sich stehende Befragungsgruppe, deren besondere 
Merkmale berücksichtigt werden müssen. So kann davon ausgegangen werden, dass 
v. a. engagierte und an der politischen Bildung besonders interessierte Lehrkräft e mit 
ihren Lerngruppen teilgenommen haben, so dass die festgellten Ergebnisse positiver 
ausfallen, als im Zuge einer zufälligen Stichprobe zu erwarten wäre. Darüber hinaus 
ist zu berücksichtigen, dass die Fallzahlen je nach Schulform und Bundesland unter-
schiedlich hoch ausfallen, was im Rahmen der Interpretation der Ergebnisse zu be-
rücksichtigen ist.

Trotz dieser Einschränkung lassen sich dennoch aus den Erkenntnissen konkre-
te Handlungsbedarfe zur politischen Bildung formulieren. An der  schrift lichen 
Befragung nahmen bundesweit knapp 3.400 Lernende an 99 Schulen in den Klassen 
9–13 verschiedener Schulformen teil: Gymnasien, sonstige allgemeinbildende 
Schulen,6 berufl iche Gymnasien, Berufs- und Berufsfachschulen.7 Aufgrund der Viel-
zahl an untersuchten Indikatoren und der unterschiedlichen Befragungsgruppen mit 
jeweils sehr unterschiedlich hohen Fallzahlen in den jeweiligen Schulformen (z. B. 
knapp 60 % Lernende am Gymnasium, knapp 30 % Lernende an den sonstigen all-
gemeinbildenden Schulen sowie Diff erenzierung nach den Klassenstufen 9–10 und 
11–13) und in den Bundesländern (vgl. Tabelle A1 auf S.  155) wurden aus for-
schungsökonomischen Gründen in einem ersten Schritt die Daten lediglich deskrip-
tiv ausgewertet; inferenzstatistische Berechnungen wurden nur bei ausgewählten 
Aspekten durchgeführt. Insgesamt wurden die Ergebnisse nach Schulform ausgewer-
tet und die Jahrgangsstufen 9–10 sowie 11–13 zusammengefasst. Im Folgenden wer-
den ausgewählte Ergebnisse dargestellt.

4 Ergebnisse: „Wer hat, dem wird gegeben“

Die Ergebnisse spiegeln in Bezug auf den Zugang zur politischen Bildung in der 
Institution Schule das Phänomen der politischen Ungleichheit parallel zur sozia-
len Ungleichheit wider (vgl. Schäfer, 2015), welches aus der Wahl- und politischen 
Kulturforschung bekannt ist: Vor allem die Lernenden an den Gymnasien, welche 

6 Zusammengefasst wurden darunter: Schularten mit mehreren Bildungsgängen, Integrierte 
Gesamtschulen und Realschulen.

7 Insgesamt wurden 130 Schulen mit ca. 7.000 Schüler*innen angeschrieben. Die Rücklauf-
quote bezogen auf die Schulen beträgt 79 Prozent, bezogen auf die Schüler*innen 42 Pro-
zent. Beide Rücklaufquoten sind angesichts der organisatorischen Hürden der Befragung als 
hoch zu bewerten.
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häufi ger über ein höheres kulturelles und soziales Kapital verfügen, profi tieren nicht 
nur quantitativ, sondern auch qualitativ von den hochwertigeren Angeboten der po-
litischen Bildung und der Demokratiebildung. So verfügt bei 46 Prozent der befrag-
ten Lernenden am Gymnasium mindestens ein Elternteil über einen Universitäts- 
oder Fachhochschulabschluss; bei den sonstigen allgemeinbildenden Schulen ist 
dies lediglich bei 18 Prozent der Lernenden der Fall. 47 Prozent der Lernenden am 
Gymnasium leben zudem in Elternhäusern mit einem hohen kulturellen Kapital. Der 
entsprechende Wert bei den Befragten der sonstigen allgemeinbildenden Schulen liegt 
lediglich bei 22 Prozent (vgl. Tabellen A2 und A3 auf S.  155 f.).8

4.1 Ungleicher Umfang von Politikunterricht

Als vorab positiver Befund lässt sich festhalten, dass politische Bildung ein fes-
ter Bestandteil in allen untersuchten Schulformen und Jahrgangsstufen ab Klasse 9 
ist. Es zeigen sich allerdings diff erenziert nach Schulformen im Umfang auff ällige 
Unterschiede, welche den strukturell ungleichen Zugang zu politischer Bildung ver-
deutlichen. Laut Aussage von 59 Prozent der Lernenden an Gymnasien haben die-
se zwei Stunden politische Bildung in der Woche; dies berichten nur 33 Prozent der 
Befragten an den sonstigen allgemeinbildenden Schulformen für die Klassen 9–10. 
Ebenfalls fi ndet Politik an den Gymnasien in diesen Jahrgangsstufen häufi ger als an 
den sonstigen Schulformen als eigenständiges Fach statt (55 % i. Ggs. zu 44 %). Diese 
Tendenz zu „mehr Politikunterricht“ für Schüler*innen mit dem Abschlussziel Abitur 
nimmt in den Klassen 11–13 zu. An den zum Abitur führenden Schulformen, so-
wohl am Gymnasium (n = 918) als auch an den sonstigen allgemeinbildenden Schulen 
(n = 180), geben fast alle Befragten an, zwei bis drei oder sogar mehr als drei Stunden 
Politikunterricht – z. B. im Rahmen von Leistungskursen – zu erhalten (97 bzw. 
88 %). An den Berufsschulen hingegen berichten 59 Prozent der Befragten (n = 285), 
dass lediglich eine Stunde Politikunterricht in der Woche angeboten wird (Achour & 
Wagner, 2019, S.  48 ff .).

4.2 Formate der Demokratiebildung: Mitbestimmung und Schulkultur

Politische Bildung als Unterrichts- und Schulprinzip im Sinne der Demokratiebildung 
trägt zur Förderung einer demokratischen Unterrichts- und Schulkultur bei (vgl. 
Henkenborg, 2014). Schulfachübergreifende Formate der Demokratiebildung sollen 
Mitbestimmung in der Schule ermöglichen, Demokratie und Politik erfahrbar ma-
chen, Handlungskompetenzen fördern und einen Beitrag zur Öff nung von Schule 
z. B. durch außerschulische Kooperationen leisten (Achour & Meyer-Heidemann, 

8 Die Operationalisierung des „kulturellen Kapitals“ erfolgte in Anlehnung u. a. an Abs & 
Hahn-Laudenberg (2017) mit Hilfe der „Bücherfrage“: Mehr als 101 Bücher gelten als hohes 
kulturelles Kapital, weniger als 25 als niedriges.
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2020). Hinweise darauf, dass ein positives Verhältnis zwischen einer demokratischen, 
partizipatorischen Unterrichts- und Schulkultur und politischen Einstellungen und 
Verhaltensweisen existiert, scheinen sich empirisch zu erhärten (Deimel & Hahn-
Laudenberg, 2017; Quintelier & van Deth, 2014). Dies wird die weitere politikdidak-
tische Fachdebatte anregen, welche sich eher skeptisch hinsichtlich der Möglichkeiten 
zum politischen Handeln in der schulischen politischen Bildung zeigte (vgl. Detjen 
et al., 2012). Dagegen betont die Demokratiepädagogik z. B. auch niederschwellige 
soziale Formate wie „Service Learning“ als mögliche Zugänge für gesellschaft liches 
Engagement. Inwiefern dies allerdings auf politische Einstellungen und Partizipation 
und nicht „nur“ auf soziale Kompetenzen wirkt, wird kontrovers diskutiert.

Nach Angaben der Lernenden in den Klassen 9–10 fi nden Formate der Demo-
kratie bildung (vgl. u. a. Diedrich, 2008; Schneider & Gerold, 2018) häufi ger an 
Gymnasien als an anderen Schulformen statt, wie die folgenden Beispiele zeigen: 
Von Schulversammlungen berichten 70 Prozent der Lernenden am Gymnasium, aber 
nur 55 Prozent an den sonstigen allgemeinbildenden Schulen. Die Möglichkeit zur 
Mitarbeit in der Schülerzeitung wird für die Gymnasien von 61 Prozent benannt, an 
den anderen Schulen nur von 32 Prozent. Exkursionen zu gesellschaft spolitischen 
Organisationen oder Erinnerungsstätten fi nden laut Aussagen von 50 Prozent der 
Lernenden am Gymnasium statt, im Gegensatz zu 37 Prozent an den sonstigen allge-
meinbildenden Schulen. Nach dem Besuch von externen Vertreter*innen aus Politik, 
NGOs oder von Demokratieprojekten (z. B. Schule ohne Rassismus) in den letzten 
zwölf Monaten gefragt, ist in den Klassen 11–13 wiederholt eine besonders deutliche 
Diskrepanz zwischen den Gymnasien (n = 918) mit 45 Prozent und allgemeinbilden-
den Schulen (n = 180) mit 40 Prozent auf der einen und Berufsschulen (n = 285) mit 
19 Prozent auf der anderen Seite zu erkennen.

Obwohl der Zugang zu Angeboten der Demokratiebildung entlang der Schulformen 
ungleich ermöglicht wird, ist ein Befund positiv hervorzuheben: Die befragten 
Lernenden bescheinigen ihren Schulen unabhängig von den Schulformen über-
wiegend eine demokratische Schulkultur im kommunikativen Miteinander, aller-
dings weniger hinsichtlich der Mitbestimmung. So betonen sie insbesondere die 
Möglichkeit der Meinungsvielfalt und -ä ußerung. Die Befragten teilen die Ansicht, 
die Schule sei ein Ort, an dem sie lernen, dass es zu einer Sache verschiedene 
Meinungen geben kann (MW von 3,6 bis 4,4 auf einer Skala von 1 bis 5) und dass sie 
ihre eigene Meinung gegenüber anderen zu begründen haben (MW von 3,6 bis 4,3). 
Schüler*innen der Berufs- und Berufsfachschulen allerdings nehmen eine demokrati-
sche Schulkultur weniger ausgeprägt wahr.9

9 An dieser Stelle sei zum einen auf die heterogene Zusammensetzung der Schülerschaft , zum 
anderen auf die nicht tägliche Anwesenheit der Lernenden an den Berufsschulen hingewie-
sen. Berufsschulen sind damit kein Ort des täglichen Lern-Lebens. Um abschließend Aus-
sagen zu diesem Aspekt machen zu können, bedarf es weiterer empirischer Arbeiten
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4.3 Outcome politischer Bildung

In Bezug auf die Politikkompetenz (Outcome-Dimension) wurden Einstellungen und 
Verhalten in Anlehnung an das Modell der Politikkompetenz nach Detjen et al. (2012) 
sowie der politischen Kulturforschung (van Deth, 2014) erhoben: Dargestellt werden 
davon im Folgenden: Selbstwirksamkeit, Vertrauen in die Demokratie, Einstellungen 
zu demokratischen Grundwerten. Nicht dargestellt werden die Ergebnisse zu den er-
hobenen Konstrukten: politisches Interesse, Partizipation(sbereitschaft ), Vertrauen 
in gesellschaft liche Institutionen, Einstellungen zu sozialen Gruppen (vgl. zu diesen 
Ergebnissen Achour & Wagner, 2019).

4.3.1 Politikkompetenz: Selbsteinschätzung

Insgesamt schätzen die Lernenden ihre politische Kompetenz als „gut“ ein, wobei 
sich die Lernenden am Gymnasium am kompetentesten sehen. Die Mittelwerte der 
Selbstwirksamkeitsindizes zur Selbsteinschätzung der Kompetenz bei verschiedenen 
Aktivitäten liegen auf einer vierstufi gen Skala von 1 („gar nicht gut“) bis 4 („sehr 
gut“) bei allen Gruppen zwischen 2,4 und 2,7. Ein sehr großer Teil aller Lernenden 
traut sich zu, vor der Klasse über ein soziales oder politisches Problem zu spre-
chen oder einen politischen Standpunkt zu einem bestimmten Problem zu vertreten. 
Auff ällig ist, dass sich die von den Lernenden hervorgehobenen Fähigkeiten analog 
zu den Dimensionen verhalten, die sie auch im Kontext der gelebten demokrati-
schen Schulkultur herausgestellt hatten (s. o.). Dies lässt die Interpretation zu, dass die 
Förderung dieser Fähigkeiten eben gerade auch als Querschnittsaufgabe im Rahmen 
demokratischer Unterrichts- und Schulkultur eine positive Wirkung auf die politische 
Selbstwirksamkeit der Lernenden haben kann.

4.3.2 Politische Einstellungen: Vertrauen in die Demokratie und Einstellungen 
zu demokratischen Grundwerten

Zur Erhebung der (politischen) Einstellungen wurden Schüler*innen Items zu Demo-
kratie und Rechtsstaatlichkeit vorgelegt. Darüber hinaus erfolgten in An leh nung an 
die Autoritarismusforschung die Einschätzung zur in Deutschland abge schafft  en 
Todes strafe sowie Fragen nach einer härteren Bestrafung von Ver brecher*innen 
und nach einem härteren Vorgehen gegen „Unruhestift er“ (vgl. u. a. Decker & 
Brähler, 2018). Die befragten Lernenden zeichnen sich insgesamt durch eine de-
mokratische Grundhaltung aus: Sie befürworten demokratische Grundrechte wie 
die Demonstrations- und Meinungsfreiheit, das Streikrecht, die Pressefreiheit so-
wie den Minderheitenschutz. So stimmen beispielsweise mehrheitlich die Befragten 
der Aussage zu: „Jeder Bürger sollte das Recht haben, für seine Überzeugungen auf 
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die Straße zu gehen.“10 Die Zustimmungswerte reichen hier von 4,2 bis 4,6 auf einer 
5-stufi gen Skala. Lernende von Gymnasien stimmen den demokratischen Werten da-
bei am meisten zu (vgl. Tab. 1 auf der folgenden Seite).

Eine deutliche Mehrheit zeichnet sich durch ihr Vertrauen in die Demokratie aus 
und hält sie für eine gute Staatsform. Die Spreizung im Antwortverhalten reicht von 
62 Prozent bei Lernenden der Jahrgangsstufen 9 und 10 der „sonstigen allgemein-
bildenden Schulformen“ bis zu 92 Prozent bei den Lernenden am Gymnasium der 
Jahrgangsstufen 11–13. Diese Diskrepanz in den Einstellungen, diff erenziert nach 
Alter und Bildung (hier z. B. Schulform sowie ein höherer Anteil an Schüler*innen 
mit einem geringeren kulturellen und sozialen Kapital an den nicht-gymnasialen 
Schulformen), zeigt sich regelmäßig in Studien zur politischen Kulturforschung (Zick 
et al., 2019).

Die Tendenz zu einem höheren Demokratievertrauen bei den Befragten am 
Gymnasium setzt sich fort mit einer deutlicheren Ablehnung autoritärer Eingriff e 
des Staates. Die Lernenden der anderen Schulformen sind hingegen der Meinung, 
dass Verbrechen härter bestraft  werden sollten (Item 5), und fordern ein härte-
res Vorgehen gegen Unruhestift er (Item 4). Die Zustimmungswerte liegen hier zwi-
schen 3,7 (sonstige allgemeinbildende Schulformen der 9.–10. Jahrgangsstufen) und 
3,9 (Berufsschüler*innen) bzw. 2,6 (sonstige allgemeinbildende Schulformen der 
11.–13. Jahrgangsstufe) und 2,9 (selbige Schulformen der 9.–10. Jahrgangsstufe) 
(vgl. Tab. 1). Zu beobachten ist auch, dass die positiven Einstellungen zu demokra-
tischen Grundrechten mit einem „mehr an politischer Bildung“ in den zum Abitur 
führenden Klassen (11–13) an den sonstigen allgemeinbildenden Schulen zuneh-
men; der Abstand zu den Werten am Gymnasium verringert sich oft  deutlich. Ebenso 
verhält es sich bei der stärkeren Ablehnung autoritärer Eingriff e des Staates. Diese 
Entwicklung lässt sich bei den berufl ichen Schulen, in denen die Angebote politischer 
Bildung gering bleiben, nicht registrieren.

Nachstehende Tabelle veranschaulicht die Werte im Einzelnen:

10 Seit Erstarken rechter Protestbewegungen wird das Recht auf Meinungsfreiheit mittlerweile 
auch für antidemokratische und rassistische Positionen instrumentalisiert. Da die befrag-
ten Schüler*innen allerdings ebenfalls dem Minderheitenschutz und der Pressefreiheit zu-
stimmen, lassen sich die hier erhobenen Einstellungen in der Gesamtschau als demokratisch 
interpretieren.
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5 Fazit und Handlungsempfehlungen

Zusammenfassend zeigen die Ergebnisse, dass die Schulformen keinen gleich-
berechtigten Zugang zu politischer Bildung und Demokratiebildung realisie-
ren. V. a. Lernende mit niedrigerem sozialem und kulturellem Kapital, die seltener 
das Gymnasium besuchen, werden dadurch benachteiligt. Diese Disparitäten im 
Zugang spiegeln sich in den politischen Einstellungen wider. Politische Bildung ist 
zwar keineswegs die allein wirksame politische Sozialisationsinstanz, denn auch das 
Alter oder ein zunehmendes Bewusstsein höher Gebildeter für ein sozial erwünsch-
tes Verhalten (vgl. Preisendö rfer & Wolter, 2014) können das Antwortverhalten be-
einfl ussen. Aber deutlich erkennbar ist, dass sich das Antwortverhalten, welches 
sich nach Schulformen in den Klassen 9–10 unterscheidet, in den zum Abitur füh-
renden Jahrgangsstufen 11–13 im Gymnasium und den sonstigen allgemeinbilden-
den Schulen angleicht: sowohl hinsichtlich des Inputs als auch des Outcomes. Diese 
Entwicklung lässt sich für die berufl ichen Schulen nicht erkennen. Hier ist allerdings 
auf die geringe Fallzahl zu verweisen und auf die sehr große soziale und struktu-
relle Diversität aufgrund der Zusammensetzung der Lernenden, der hohen Zahl von 
Abschlüssen, Ausbildungsgängen und der Vielfältigkeit der Unterrichtsstrukturen. 
Um hier belastbare Aussagen treff en zu können, bedarf es einer weitergehenden 
Forschung.

Die bildungspolitische Herausforderung wird allerdings off ensichtlich: Der Abbau 
sozialer Ungleichheit über das Bildungssystem hängt auch mit der Förderung der 
politischen Selbstwirksamkeit und Politikkompetenz derjenigen zusammen, die 
von Disparitäten betroff en sind. Dies muss in Schulstrukturen mit einer Stärkung 
des Faches, aber auch in der Lehrkräft ebildung z. B. mit Blick auf die politische 
Bildung als demokratiebildendes Unterrichts- und Schulprinzip berücksichtigt wer-
den. So scheint sich z. B. ein demokratisches Schulklima positiv auf die politische 
Selbstwirksamkeit auszuwirken. Laut Schneider und Gerold (2018) ist die Demo-
kratiebildung als Querschnittsaufgabe aber nur mäßig in Schulen verankert, und die 
Lehrkräft e melden explizit Defi zite in der Lehrkräft eaus- und -weiterbildung in al-
len Phasen zurück. Nicht zuletzt die Verunsicherung vieler Lehrkräft e und auch 
Schul leitungen im Zuge des Schaltens von sog. Meldeplattformen der AfD verdeut-
licht, dass auch Lehrer*innen eine ganzheitliche und gleichwertige politische Bildung 
angeboten werden muss, nicht nur, um sich in neuen Lernformen und der Ver-
bindung von Unterricht und Demokratiebildung fortzubilden, sondern auch, um mit 
solch neuen Formen der politischen Auseinandersetzung und der möglichen Instru-
mentalisierung der Lernenden besser umgehen zu können.
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6 Anhang

Tab. A1: Befragte Schüler*innen nach Bundesland

Häufigkeit Prozent

Baden-Württemberg 269 8,0

Berlin 483 14,3

Brandenburg 278 8,2

Bremen 31 0,9

Hamburg 40 1,2

Hessen 154 4,6

Mecklenburg-Vorpommern 301 8,9

Niedersachsen 237 7,0

NRW 728 21,6

Rheinland-Pfalz 245 7,3

Saarland 63 1,9

Sachsen 22 0,7

Sachsen-Anhalt 226 6,7

Schleswig-Holstein 207 6,1

Thüringen 94 2,8

Gesamt 3.378 100,0

Quelle: Achour & Wagner, 2019

Tab. A2: Bildungsgrad der Eltern nach Schulformen der Schüler*innen; Angaben in Prozent

 GYM 
(n=2.000)

SMBG, IGS, 
RS (n=937)

Berufs-
schulen 
(n=285)

Berufliche 
Gymnasien 

(n=69)

Berufsfach-
schulen 
(n=71)

keinen Schulabschluss, 
Sonderschulabschluss

0,6 1,9 0,4 0,0 5,6

Hauptschule, 8. Klasse 
POS

1,3 5,8 5,3 2,9 4,2

Mittlere Reife, Real-
schulabschluss

19,8 33,2 39,6 36,2 32,4

Abitur, Fachabitur 24,0 21,1 20,0 27,5 11,3

Universitätsabschluss, 
Fachholschulabschluss

45,5 17,7 20,7 23,2 15,5

Missing Values 9,0 20,3 14,0 10,1 31,0

Anmerkungen:  GYM = Gymnasium; SMBG = Schule mit mehreren Bildungsgängen; 
IGS = Integrierte Gesamtschule; RS = Realschule 

Quelle: Achour & Wagner, 2019
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Tab. A3: Angaben zum kulturellen Hintergrund der Schüler*innen nach Schulform; Angaben 
in Prozent

 GYM 
(n=2.000)

SMBG, IGS, 
RS (n=937)

Berufs-
schulen 
(n=285)

Berufliche 
Gymnasien 

(n=69)

Berufsfach-
oberschulen 

(n=71)

keine oder ein paar 
(0–10 Bücher)

3,5 15,2 14,7 13,0 22,5

Genug, um ein halbes 
Regal zu füllen 
(11–25 Bücher)

7,2 17,8 19,3 11,6 29,6

Genug, um ein Bücher-
regal zu füllen 
(26–100 Bücher)

18,6 22,9 26,0 39,1 12,7

Genug, um zwei 
Bücher regale zu füllen 
(101–200 Bücher)

19,2 14,9 16,8 11,6 9,9

Genug, um drei oder 
mehr Bücherregale 
zu füllen (mehr als 
200 Bücher)

47,1 22,2 17,2 20,3 9,9

Anmerkungen:  GYM = Gymnasium; SMBG = Schule mit mehreren Bildungsgängen; 
IGS = Integrierte Gesamtschule; RS = Realschule 

Quelle: Achour & Wagner, 2019
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